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Die Kriegsgefahr. 


Unſere Lage iſt ſchlimm, ſehr ſchlimm. Während 
wir dieje Zeilen ſchreiben, hält es zwar jo Mancher noch 
für möglich, daß der Frieden erhalten werden kann, aber 
ebenſo möglich iſt es, daß der Krieg gegen Oeſterreich 
ausbricht, ehe noch von Seiten der Regierung im Ent⸗ 
fernteften an die Wiederherſtellung des inneren Frie⸗ 
dens gedacht iſt. Vielleicht iſt er gar ſchon in dem 
Augenblicke ausgebrochen, wo unſere Leſer dieſes Blatt 
in die Hand nehmen. 9 

Wie die Dinge jetzt ſtehen, kann das preußiſche Volk 
ihn nicht verhindern. Hat doch die Regierung ſchon 
vor länger als zwei Jahren durch den Mund des Gra⸗ 
fen von Bismarck erklärt, daß ſie einen Krieg, wenn 
fie ibm für nöthig halte, auch ohne die Zuſtimmung 
unſerer Vertreter führen werde. Ja, fie hat durch den⸗ 
ſelben Mund uns zu wiſſen gethan, daß ſie das nöthige 
Geld, wenn die Abgeordneten es nicht bewilligen woll- 
ten, überall da nehmen werde, wo ſie es fände. 

Aber geſetzt den Fall, die Miniſter änderten noch 
heute ihren Sinn, ſie beriefen noch heute das Abgeord⸗ 
netenbaus, um den Beginn des Krieges von ſeiner Geld⸗ 
bewilligung abhängig zu machen, jo iſt es doch ſehr die 
Frage, ob ſie den Krieg wirklich noch vermeiden 
können, auch wenn ſie es wollen. Denn ſo ſtehen 
jetzt leider Gottes die Dinge, daß es ihnen vielleicht 
ſchon unmöglich iſt, den Frieden zu erhalten, ohne den 
preußiſchen Staat in die ſchimpflichſte Abhängigkeit von 
der öſterreichiſchen Regierung zu bringen. 

A 1 wir zu, wie das zu Wege gebracht wor⸗ 
den iſt. 

Jeder Kundige weiß, und unſere Minifter wiſſen es 
ebenſo gut, wie wir, daß das Haus Habsburg, das 
über Defterreich regiert, ſchon ſeit Jahrhunderten der 
eifrigſte und hartnäckigſte Feind des preußiſchen 
Staates iſt. Die öſterreichiſchen Kaiſer find Jahr⸗ 
hunderte lang die ſchlimmſten Beſchädiger deutſchen 
Rechtes und deutſcher Freiheit geweſen. Sie haben 
immer darnach getrachtet, Preußen zu erniedrigen und 
zu verkleinern, indem ſie es mit Deutſchland und wo 


möglich mit ganz Europa entzweiten. Sie ſind immer 
beſtrebt geweſen, Deutſchland dadurch zu beherrſchen, 
daß ſie es uneinig und ſchwach erhielten. Dennoch 
haben unſere Miniſter bei dem Streite mit Dänemark 
die ehrlich dargebotene Hand des deutſchen Volkes 
zurückgeſtoßen und dafür die Bundesgenoſſenſchaft des 
treuloſen Oeſterreich erwählt. Und dann haben ſie 
mit demſelben Oeſterreich über Schleswig⸗Holſtein noch 
gar Verträge geſchloſſen, als ob ſie dieſe Länder durch 
den däniſchen Krieg nicht befreit, ſondern erobert hätten. 
Da iſt denn natürlich eingetroffen, was wir Alle ihnen 
vorhergeſagt haben: Aus der falſchen Freundſchaft iſt 
die offenſte Feindſchaft geworden. Selbſt wenn wir 
jetzt das liberalſte und volksthümlichſte Miniſterium 
bekämen, ein Ministerium, dem das Recht Schleswig⸗ 
ane dus Recht Deutſchlands ganz ebenſo am 
Herzen läge, wie das eigene Recht des preußiſchen 
Staates: ſelbſt daun wäre es wohl möglich, daß wir 
Oeſterreich gegenüber das Recht nur mit dem Schwert 
in der Hand behaupten könnten. Gewiß iſt es ſchlimm, 
daß es dahin hat kommen müſſen. Aber geſchehene 
Dinge ſind nicht zu ändern. Wir können nichts weiter 
thun, als die ſchlimmen Folgen, die ſie noch weiter 
haben könnten, zum Guten zu wenden, ſo viel wir ver⸗ 
mögen. Und ein Volk vermag viel, wenn es nur 


Unſerem Willen aber werden wir nur dann die 
nöthige Stärke geben, wenu wir die ganze Größe der 
Gefahr uns vor Augen ſtellen. 8 

Wir ſagten vorher, daß der Frieden, den die jepigen 
Miniſter noch ſchließen können, unferen Staat möglicher 
Weiſe von Oeſterreich abhängig machen würde. Aber 
wir müſſen auch ſagen, daß der Krieg, der unter ihrer 
Leitung geführt würde, Preußen und ganz Deutſchland 
ſehr leicht unter die Herrſchaft von Frankreich bringen 
kann. Preußen hat unter dem gegenwärtigen 
Miniſterium für den Fall eines Krieges keinen einzigen 
ſicheren Bundesgenoſſen als Italien ganz allein, denn 
Italien fordert mit vollem Rechte das italieniſche 
Venetien von Oeſterreich zurück. Oeſterreich dagegen 


„hat zu Bundesgenoſſen alle preußenfeindlichen Regie⸗ 


rungen der mittleren und kleineren Staaten in Deutſch⸗ 
land. Es iſt ihrer ſo lange ficher, als die Bevöl⸗ 
kerung dieſer Staaten ſie nicht zwingt, ſich auf 
Preußens Seite zu ſtellen. Aber dieſe Bevölkerung 
wird ſie nicht eher dazu zwingen, als bis wir in Preußen 
eine andere Regierung haben als die jetzige, das will ſagen: 
eine preußiſche Regierung, welche von allen Deutſchen 
nicht als der Feind, ſondern als der Freund und der 
ſtarke Beſchützer ihres Rechtes und ihrer Freiheit be⸗ 
trachtet wird. 

So find denn die Kräfte, die ſich bekämpfen follen, 
ziemlich gleich gewogen, und es wird ein langer und 
harter Kampf werden, ehe der Sieg ſich für die eine 
oder die andere Seite entſcheidet. Gleichwohl hätten 
wir immer noch guten Grund, zu erwarten, daß Preu⸗ 
ßen doch am Ende den Sieg davon tragen wird. Aber 
wehe uns, wenn während dieſes Krieges Frankreich ſein 
Schwert in die Wagſchale wirft! Tritt es auf die 
Seite Oeſterreichs, dann iſt nach menſchlichem Ermeſſen 
unſere Niederlage gewiß. Tritt es dagegen, wie unſere 
Diplomaten erwarten, auf Preußens Seite, dann wird 
wohl Oeſterreich unterliegen, und Preußen wird nicht 
blos durch Schleswig⸗Holſtein, ſondern wohl noch um 
ein anderes gutes Stück des nördlichen Deutſchlands 
vergrößert werden. Aber dieſer Gewinn wäre ein 
ſchwereres Unglück als ſelbſt der Verluſt Schleſiens an 
Oeſterreich und der Wittenbergiſchen Lande an Sachſen. 
Denn wir würden denſelben dadurch erkaufen müſſen, 
daß wir zum Lohn für die geleiſtete Hülfe unſere 
Rheinprovinz, ſei es ganz oder zum Theil, und ebenſo 
Rheinbayern und Rheinheſſen an Frankreich abtreten. 
Ja, wir würden uns vielleicht auch für die Zukunft in 
allen Dingen dem Willen Frankreichs fügen müſſen, 
weil es ja dann jeden Augenblick in der Lage wäre, im 
Bunde mit Oeſterreich und den ſüddeutſchen Fürſten den 
ganzen preußiſchen Staat zu zertrümmern. — Und nicht 
das allein. Zu der Schwächung unſerer Macht müßten 
wir noch Knechtſchaft und Armuth im eigenen Lande 
mit in den Kauf nehmen. Denn es wäre wenig Hoff⸗ 
nung vorhanden auf eine liberale Regierung, welche die 
Hebung des Wohlſtandes fördern könnte. 

Aber vielleicht bleibt Napoleon in dem Kampfe 
zwiſchen Preußen und Oeſterreich wiklich neutral. Wird 
derſelbe darum einen beſſeren Ausgang für uns nehmen? 
Wir antworten: Nein! Denn der Kampf gegen Oeſter⸗ 
reich mit faſt gleichen Kräften wird uns, auch wenn 
wir Sieger bleiben, doch ſo erſchöpfen, daß Napoleon 
erſt recht mit uns machen kann, was er will. Er wird 
es dann fein, der uns den Frieden vorſchreibt. Und 
dieſer Frieden, dem wir uns dann fügen müßten, würde 
wahrhaftig nicht günſtiger und nicht ehrenvoller ſein, 
als wenn er unſer hülfreicher Bundesgenoſſe geweſen 
wäre. 

So ſind wir denn in der Lage, daß der Sieg über 
Ocſterreich uns wahrſchriulich ebenſo unglücklich machen 
würde wie eine Niederlage, und daß demnach die Er- 
haltung des Friedens ſchwerlich als ein Glück zu be⸗ 
trachten iſt. 


Das iſt wahrlich eine grauſame Lage, aus der 
wir um jeden Preis uns befreien müſſen. Wir können 
es, wenn wir es wollen. Wir müſſen nur in voll⸗ 
ſtändiger Einigkeit, und zwar nicht blos bei den bevor⸗ 
ſtehenden Wahlen, unabläſſig und mit unſerer ganzen 
Kraft alle diejenigen Mittel anwenden, die die Geſetze 
und die Verfaſſung uns in die Hand gegeben haben. 
Wir müſſen ſie anwenden zu dem Einen Zwecke, um, 
ſei es vor dem Beginne des Krieges, ſei es während 
deſſelben, die Einfetzung eines Miniſteriums zu er⸗ 
langen, welches in voller Uebereinſtimmung mit un⸗ 
ſerem Abgeordnetenhanſe ſich befindet, und welches 
eben dadurch auch das Vertrauen der Deutſchen außer⸗ 
halb Preußens für ſich und unſeren Staat gewinnt. 
Dann wird vielleicht Oeſterreich ſelbſt vom Kriege 
zurückſtehen; wenn es aber, was freilich wahrſcheinlicher 
iſt, auf ſeinem Sinne beharrt, ſo werden die Deutſchen 
in den mittleren und kleinen Staaten es nicht dulden, 
daß ihre Regierungen auf die Seite Oeſterreichs treten. 
Sie werden ſie vielmehr nöthigen, ſich an Preußen an⸗ 
zuſchließen, das ja dann wieder der Freund und der 
ſtarke Beſchützer deutſchen Rechtes und deutſcher Freiheit 
geworden wäre. 

Denke ein Jeder von uns daran, daß es auch 
ſeine Schuld iſt, wenn wir das nicht durchſetzen, und 
wenn dann das Unglück des ganzen Landes auch auf 
fein Haupt kommt. 


Politiſche Wochenſchan. 

Preußen. Seit unſerer letzten Wochenſchau haben ſich 
die Ausſichten auf den Ausbruch eines Krieges ſehr ſchnell 
geſteigert. Faſt die ganze preußiſche Armee iſt mobil gemacht, 
und es finden ſowohl an der öſterreichiſchen wie an der 
ſächſiſchen Grenze Truppenkonzentrationen ſtatt, welche be 
ſonders in Sachſen die größten Beſorgniſſe vor einem Ein⸗ 
marſch preußiſcher Truppen wachgerufen haben. Schon in 
der vorigen Woche theilten wir mit, daß die preußiſche Re⸗ 
gierung von Sachſen das Rückgängigmachen der getroffenen 
Rüſtungen verlangt habe. Sachſen hat darauf geantwortet, 
daß dieſelben rein defenſiver Natur ſeien, und ſich um Schutz 
gegen die gefürchtete Vergewaltigung an den Bund gewandt. 
Es wurde in Folge deſſen eine außerordentliche Sitzung des 
Bundestages anberaumt, in welcher Sachſen einen Beſchluß 
des Bundes forderte, durch welchen Preußen auf Grund des 
Artikels 11 der Bundesakte (in welchem die Bundesglieder 
ſich verpflichten, einander unter keinerlei Vorwand zu be 
kriegen, ſondern ihre Streitigkeiten bei der Bundesverſamm⸗ 
lung anzubringen) um eine beruhigende Erklärung erſucht 
wird, damit die Bundesverſammlung nicht in die Lage komme, 
den Artikel 19 der Wiener Schlußakte (wenn Thätlichkeiten 
zwiſchen Bundesgliedern zu ae l find, fo iſt die Bundes⸗ 
verſammlung berufen, vorläufige Maßregeln zu ergreifen, wo⸗ 
durch jeder Selbſthülfe vorgebeugt wird) in Anwendung zu 
bringen. Sachſen legte die preußiſche Sommationsdepeſche 
vom 27. v. M. ſowie ſeine darauf ergangene Antwort vor 
und fügte hinzu: Graf Bismarck habe erklärt, daß Preußen, 
da die von Sachſen gegebene Aufklärung als befriedigend 
nicht zu betrachten ſei, Nichts übrig bleiben werde, als die 
angedrohten Maßregeln auszuführen und die Korreſpondenz 
über die Angelegenheit als geſchloſſen anzuſehen. Sachſen, 
welches ſeine Bundespflicht ſtets treu erfüllt habe, wende ſich 
nun vertrauensvoll an den Bund mit dem Antrage: 


Die Hohe Bundesverſammlung wolle ungefäumt be- 
ſchließen, die königlich preußiſche Regierung darum anzu: 
ehen, daß durch geeignete Erklärung dem Bunde mit 
ückſicht auf Art. 11 der Bundesakie volle Beruhigung 

gewährt werde. 5 

Die Abſtimmung über dieſen Antrag ſoll am nächſten 
Mittwoch ſtatiinden. Der Geſandte Preußens erklärte 
zunächſt, eine weitere Aeußerung Preußens, als die Depeſche 
vom 27. April, liege nicht vor. Aus letzterer gehe in keiner 
Weiſe hervor, daß die preußischen Militär⸗Maßregeln ihren 
vefenfiven Charakter verleugnen werden, welches dem Verhal⸗ 
ten Preußens in der ge 1 1 Se Krifis zur Richtſchnur 
gedient habe. Es ſei müihin kein Anlaß zur Anwendung von 
Art. 19 der Wiener Schlußakte vorhanden. Der preußiſche 
Geſandte fügte noch Einiges über bie allgemeine Lage hinzu. 
Dieſer Erklärung gegenüber bezog ſich der öſterreichiſche Ge 
ſandte auf die von ihm in der Sitzung vom 21. v. Mts. 
abgegebene feſerliche Erklärung; er bob ferner hervor, daß 
die öſterreichiſchen Rüſtungen gegen Italien nur den Schutz 
der Integrität der öſterreichiſcken Monarchie zum Zweck hätten. 

Wie die Abſtimmung über dieſen Antrag ausfallen wird, 
wiſſen wir beim Schluß unſeres Blattes noch nicht. Ob ſich 
das Gerücht beſtätigen wird, daß Preußen bei einer ihm 
ungünstigen Entſcheidung des Bundestages aus dem Bund 
austreten wird, wird abzuwarten ſein. . 

Daß unter den kriegeriſchen Ausſichten die Fratze wegen 
Einberufung eines deutſchen Parlamentes etwas in 
den Hintergrund getreten ift, darf nicht Wunder nehinen. 
Wie man hört, wird der mit der Vorberathung des preu⸗ 
ßiſchen Antrages beſchäftigte Ausſchuß des Bundestages be⸗ 
antragen, daß der Bundestag ſich im Prinzip für die Ein⸗ 
berufung des deutſchen Parlamentes aueſpreche, jedoch von 
Preußen verlange, daß es vorerſt ſeine Vorſchläge in Betreff 
der beabſichtigten Reform vorlege. Da Preußen ſich ent- 
ſchieden weigert, dies zu thun, ſo dürfte die Frage auf die 
lange Bank geſchoben werden. . 

Es iſt ganz natürlich, daß man ſich gegenüber der Erwar⸗ 
tung auf einen großen und bedeutungsvollen 51h die Fragen 
vorlegt: hat unſere Regierung ſich nach den nöthigen Ver⸗ 
bündeten umgeſehen, und hat ſie die Geldmittel zur 
Führung eines Krieges? N 

Was die erſte Frage anbetrifft, ſo haben wir ſte ſchon 
wiederholt in unſerem Blatte dahin beantwortet, daß der 
Regierung leider der ſicherſte und beſte Bundesgenoſſe 
Preußens, das deutſche Volk, fehlt. Ueber die 
ſonſtigen möglichen Bundesgenoſſen lauten die Nachrichten jo 
verſchieden, daß es ſchwer iſt, das Richtige herauszufinden. 
Wahrſcheinlich iſt, daß eine Verabredung mit Italien 
und wahrſcheinlich auch mit Frankreich exiſtirt. Was nun 
aber die zweite Frage anbelangt, ſo wiſſen wir nicht, wie ſich 
die Regierung die nöthigen Geldmittel verſchaffen will. Die 
Koſten, welche durch die Mobilifirung der Armee verurſacht 
worden, belaufen ſich, wenn die Armee nur 6 Monate auf 
dieſem Kriegsfuße bleibt, auf 80 — 100 Millionen Thaler, 
und ſelbſt diejenigen, welche von den bereiten Geldmitteln 
der Regierung ſich die kühnſten Vorſtellungen machen, wagen 
ſich nicht an ſolche Summen. Es liegt alſo nahe, daß man 
glaubt, die Regierung werde die Kammern zur Bewilligung 
einer Anleihe zuſammenberufen, und es wird deßhalb auch 
diefes Gerücht vielfach verbreitet, doch trit man in den 
Kreiſen, welche die Anſichten der Regierung theilen, demſelben 
ſehr beſtimmt entgegen. 

In ganz Deutſchland rüften ſämmtliche Staaten, ob dies 
zu dem Zweck geſchieht, die preußiſche Regierung in ihrem 
Vorgehen zu unterftügen, möchten wir ernſtlich bezweifeln. 


Noch immer finden Kundgebungen des Volkes 
gegen den Krieg ſtatt. Eine Kundgebung im entgegen- 
geſetzten Sinne. welche von der ſogenannten konſervativen 
Seite bier in Berlin verſucht worden iſt, hat ein ſehr kläg⸗ 
liches Ende genommen, ebenſo der Verſuch, einen Verein 
von Freunden der Militär⸗Reorganiſation zu grün⸗ 
den. Es haben ſich bei demſelben im Ganzen acht Per⸗ 
ſonen betheiligt. 


Als ein wichtiger Grund für die Militär⸗Reorgani⸗ 
ſation iſt von der Staatsregierung häufig angeführt wor⸗ 
den, daß die Militärpflickt der Landwehr verringert werde, 
weil die Dienſtpflicht 2 Jahre früher aufhöre, und weil nicht 
mehr nöthig ſei, Landwehrmänner vor entſtehendem Kriege 
aus ihren bürgerlichen Verhältniſſen herauszureißen. Auch 
der im Amtsblatt der potsdamer Regierung vom 27. April 
d. J. befindliche poliiſche Leitartikel betont es, daß die 
Landwehr nicht einberufen ſei. und führt zur Ber 
herrlichung der Militär⸗Reorganiſation aus, daß man dieſes 
Mal in Preußen trotz der kriegeriſchen Ausſichten nicht zur 
Mobilmachung, noch zur Kriegsbereitſchaft mit Einberufung 
aller Reſerven babe ſchreiten müſſen. Dieſe Ausführungen 
werden jetzt durch die Thatſache der Mobilmachung der 
Armee widerlegt, aber daß fie auch ſchon vor der Mobil⸗ 
machung irr'hümlich waren, das zeigt eine Korreſpondenz aus 
Straußberg, welche die „Volks ⸗Ztg.“ bringt, und welche 
wir, bei der Wichtigkeit der Reorganiſationsfrage für unſer 
Verfaſſungsleben, hier folgen laſſen. Sie lautet: Der Thier⸗ 
arzt 1. Kl. Hr. Kuntze hierſelbſt iſt im Jahre 1859 zur Land⸗ 
wehr 2. Aufgebots übergetreten, würde daher nach dem Geſetz 
vom 3. September 1814 im Laufe des nächſten Jahres 
zum Landſturm zu rechnen fein, für den Fall, daß aber die 
Reorganiſation jetzt ſchon für maßgebend erachtet wird, 

egenwärtig überhaupt nicht mehr dieſtpflichtig fein. — 
5 Kuntze ift deſſenungeachtet ſeit dem 4. April d. J. ein- 
gezogen, hat Frau und Kind und einen greiſen Vater, ſowie 
eine gewinnreiche Praxis verlaſſen müſſen, um in Berlin 
Soldat zu fein. Wie ſtimmt die Einberufung dieſes Land⸗ 
wehrmannes 2. Aufgebots mit den Behauptungen des Amte⸗ 
blattes überein? — Wenn es bei der Zuſammenziehung der 
Artillerie an Thierärzten fehlt, ſo ſollte, meinen wir, die 
Militärverwaltung Freiwillige aufrufen und ſie angemeſſen 
für die zu leiſtenden Dienſte entſchädigen. Werden Landwehr⸗ 
leute 2. Aufgebots während des Friedens einberufen, ſo machen 
ſich unſeres Erachtens nach diejenigen Militärbefehishaber, 
welche dergleichen anordnen oder geſchehen laſſen, regreß⸗ 
pflichtig. Freilich würde der Rechtsweg möglicher Weiſe durch 


den Kompetenz⸗Gerichtshof abgeſchnitten. — Uebrigens iſt 


Herr Kuntze vielleicht der einzige Landwehrmann 2. Aufge⸗ 
bots, welcher einberufen iſt, aber keineswegs der einzige Land⸗ 
wehrmann überhaupt; denn aus einigen Dörfern hieſiger Ge⸗ 
gend ſind Landwehrleute der Artillerie mehrfach einberufen, 
wir könnten ſie namentlich aufführen.“ 


Am Montag, 7. d. M. wurde ein Mordverſuch auf 
den Grafen Vismarck gemacht. Der Thäter ſchoß die 
fünf Läufe eines Revolvers auf den Grafen ab, verwundete 
denſelben jedoch nicht. Ueber die Beweggründe zu dieſem 
Verbrechen herrſcht vollſtändiges Dunkel, welches wohl nie 
aufgebellt werden wird, da der Verbrecher ſich das Leben ge⸗ 
nommen hat. 

n. In Sachſen findet die Politik des Herrn von 
en entichiedene Mißbilligung. Wenn man auch 
weit entfernt iſt, dem Syſtem des Grafen Bismarck Beifall 
zu zollen, ſo erk unt man doch, daß Preußen der Staat iſt, 
von deſſen Führerſchaft das Wohl Deutſchlands abhängt, und 


daß die Hinneigung der Regierung zu Oeſterreich nur nach⸗ 
theilige Folgen für das Land haben kann. Jetzt, wo die 
Gefahr für das Land, in Folge der Politik des Herrn von 
Beuſt, durch preußiſche Truppen beſetzt zu werden, ſehr nahe 
gerückt iſt, haben der Stadtrath und der Gemeinde⸗ 
rath der Stadt Leipzig eine dringende Vorſtellung an die 
Regierung gerichtet, in welcher ſie von dem Beharren bei der 
gegenwärtigen Politik abrathen. Es heißt darin: Unſer 
gutherziges Zuwarten hat ſeine durch die Pflicht uns vorge⸗ 
zeichnete Grenze. Und an dieſem glauben wir in dieſer 
Stunde angelangt zu ſein. Die 1 8 diplomatiſche Korres⸗ 
pondenz läßt keinen Zweifel mehr darüber aufkommen, daß 
die Stellung, welche unſerer Regierung dem Königreiche 
Preußen gegenüber beigemeſſen wird, die willkommene Hand⸗ 
babe bieten ſoll, um den Bürgerkrieg über unſer deut 
ſches Vaterland zu 1 en 

Wer die Löſung der Frage der Reform der 
deutſchen Bundesverfaſſung ehrlich will, kann den 
Krieg nicht wollen. Will nun Sachſen die Reform im 
nationalen Sinne wahr und wahrhaftig, ſo darf es dem 
Kriege keinen Vorwand darbieten. Hierauf ſtellt der Raıh 
den förmlichen Antrag: „das Geſammtminiſterium 
wolle jegliche Maßregel, die als Kriegsrüſtung 
gedeutet werden könnte, ſo weit ſie bereits ge⸗ 
troffen wor den, wieder rückgängig machen oder 
die Nichtigkeit der Gerüchte darüber entſchieden 
und offenkundig darlegen.“ 

Oeſterreich. Die Rüſtungen des Kaiſerſtaates nehmen 
immer größere Dimenſionen an, fie ſollen, wie ſich ein öſter⸗ 
reichiſches Blatt ausdrückt, ſo groß werden, daß ſie die ganze 
Welt in Erſtaunen ſetzen werden. Um das Geld zu dieſen 


gewaltigen Anſtrengungen zu erhalten, greift man in Wien zu |: 


den verzweifeltſten Mitteln: Man verpfändet die Domänen, 


ia ſogar das Salzbergwerk Wiligfe hat man für 0 Mil | 


lionen Gulden verpfändet, und jetzt giebt man Staats- 
banknoten aus, welche ſchon jetzt nur mit 9, ihres Nominal ⸗ 
werthes angenommen werden. 

Italien. Die Begeiſterung für einen Krieg gegen 
Oeſterreich zur Befreiung Venedigs iſt allgemein. Die 
Militärpflichtigen eilen ohne Zögern zu den Fahnen und 
allenthalben melden ſich noch Schaaren von Freiwilligen, 
welche wünſchen, an dem Kampfe Theil zu nehmen. Gari⸗ 
baldi wird einen Theil der Truppen anführen. 

Woran erkennen wir unſere Freunde? 

In dem Wirrſal von politiſchen Projekten, die uns um⸗ 
ſchwärmen, und dem rückſichtsloſen Wechſel der Meinungen, 
den wir bei vielen unferer alten Gegner eintreten ſehen, kann 
Einem öfter ganz angſt werden. Was ſoll man davon den⸗ 
ken, wenn man einen Kreuzzeitungsmann vom reinſten 
Waſſer für Parlament und Deutſche Einheit ſich be⸗ 
geiſtern hört, oder wenn man gar erlebt, daß der gnädige 
Herr auf dem Gute jetzt für das allgemeine, gleiche und 
direkte Stimmrecht ſchwärmt. Habe ich es doch mit eigenen 
Ohren gehört, wie ein Offizier mitten unter jeinen Kamera; 
den in einem öffentlichen Lokale geſagt hat, es ſei ſchrecklich, 
wie Preußen immer mit Militärlaſten überbürdet ſei, nur 
um der vielen Deutſchen Fürſten willen, und das müſſe an⸗ 
ders werden, u. |. w. Wenn man das Alles jetzt mit an⸗ 
hört, fo iſt es Einem oft, als wenn man fi felbft hörte. 
Das haben wir Fortſchrittsmänner ja immer geſagt, 


daß wir ſchon um deßwillen ein Deutſches Reich machen 
müſſen, damit wir Preußen nicht immer die Militär- 


laſt für Deutſchland tragen müſſen und auch, daß wir das 


a Reich nur mit einem deutſchen Parlament bekommen 
önnen. 

Wenn wir das aber früher ſagten, ſo ſchimpften gerade 
die auf uns ganz ſchrecklich, welche jetzt am lautesten vom 
deutſchen Parlament und deutſcher Einheit ſprechen. Sie 
nannten uns dann demokratiſche Wühler und unverbeſſer⸗ 
liche Revolutionairs und wenn ſie ein Mal recht glimpflich 
mit Einem von und umgehen wollten, dann hieß es: „Ihr 
ſeid Schwärmer. Das ſind ja Alles nur ſchöne Träume 
mit Eurer deutſchen Einheit und Eurem Parlament. Da⸗ 
raus kann nichts werden, das iſt gänzlich unpraktiſch, ſtört 
nur Ruhe und Frieden und nach aller Unruhe würde das 
Ende vom Liede doch nur ſein, daß Ihr nachher noch mehr 
zahlen müßt, als vorher.“ 

Heute iſt das nun Alles nicht blos recht praktiſch und 
ausführbar, ſondern wir bekommen von den Herren noch 
Vorwürfe, daß wir Preußen uns ſo lange eine ſolche un⸗ 
billige Behandlung in Deutſchland haben gefallen laſſen! Ha⸗ 
ben ſich die Herren nun alle über Nacht bekehrt, ſind fie 
Alle jetzt zur Fortſchrittspartei oder gar zur guten, alten 
demokratiſchen Partei von 1848 übergegangen? Wir wiſſen 
es nicht und maßen uns auch nicht an, den Menſchen in 
das Herz zu ſehen. Wir können alſo nicht ſagen, ob ihnen 
das auch im Herzen lebt, was heute ihre Lippen bekennen. 

Verwirrend aber iſt die Sache, wenn man nicht einen 
Prüfſtein findet, an dem man erfahren kann, wie einer ſich 
zum Volke verhält, ob man es mit einem alten Freunde zu 
thun hat, oder mit einem der neugebackenen Freunde, die 
eben ganz warm aus dem Ofen der Kreuzzeitungspartei gr» 
kommen find. Einen ſolchen Prüfſtein giebt es aber glück⸗ 
licher Weiſe und das iſt kein anderer als die Geldfrage. 

Wenn dieſe Leute vom Parlament und deutſcher Einheit, 
von Krieg gegen das ultramontane Oeſterreich und der Macht- 
erweiterung Preußens ſprechen, wenn ſie unſere Stimmen für 
ſich verlangen, und uns alle dieſe ſchönen Dinge, für die 
wir ja auch immer geweſen ſind, verſchaffen, ſo dürfen 
wir fie nur nach dem Geldpunkte fragen, und wie fie 
wollen, daß es mit der Bewilligung von Geldern und dem 
Rechte ſie zu verausgaben gehalten werden ſoll, um zu 
wiſſen, wie wir mit ihnen daran find. 

Wer dafür ift, daß die Vertreter des Volkes alle 
Steuern und alle Ausgaben zu überwachen haben, daß 
keine Steuer vom Volke erhoben werden ſoll, welche 
die Abgeordneten nicht bewilligt haben, daß keine Aus⸗ 
gabe von einem Miniſter gemacht werden darf, ſo lange 
dieſelbe nicht von den Abgeordneten für recht erkannt 
und bewilligt iſt, daß vor Allem ein Staatshaushalts⸗ 
geſetz jährlich zu Stande kommen muß, und wenn wir 
10 Miniſterwechſel oder 10 Neuwahlen für das Abgeordneten⸗ 
haus oder 500 neue Herrenhausmitglieder bekommen ſollen, 
der iſt unſer Freund. 

Alles Andre muß dieſem „Muß“ des jährlichen Zu- 
ſtandekommens des Staatshaus halts Geſetzes untergeordnet 
werden, damit das Volk ſicher iſt, daß die Negierung niemals 
auf die Dauer von den Wünſchen und dem Willen des 
ſteuerzahlenden Volkes, d. h. des Ernährers des Staats ſich 
abwenden kann. 

Wenn wir das erſt ſicher und feſt haben, dann werden 
wir auch mit der Zeit alles Andere bekommen, nicht blos 
Parlament und deutſche Einheit, ſondern auch das, was uns 
noch näher liegt, eine gute Gemeinde⸗ und Kreisordnung, 
eine gute Schule und beſonders die Ermäßigung unfrer 
Steuern und Militärlaſten. 
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